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Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Vertragsarzt – keine Abrechnung einer

weiteren ambulanten Operation innerhalb
eines Zeitraums von drei Tagen, beginnend
mit dem Operationstag – kein Verstoß gegen
Art 12 Abs 1 GG

Leitsätze Ein Vertragsarzt kann nach einer ambulanten
Operation innerhalb eines Zeitraums von drei
Tagen, beginnend mit dem Operationstag,
eine weitere ambulante Operation bei
demselben Patienten selbst dann nicht
abrechnen, wenn sie an einem anderen
Körperteil oder Organsystem erfolgt.

Normenkette GG Art 12 Abs 1; SGB V § 106d Abs 2 S 1
Halbs 1 F: 2015-07-16; SGB V § 87 Abs 1; SGB
V § 87 Abs 2; EBM-Ä Anh 2 Präambel 2.1 J:
2008; EBM-Ä Präambel 31.2.1 Nr 8 J: 2008;
EBM-Ä Präambel 31.2.1 Nr 5 J: 2008; EBM-Ä
Nr 31202 J: 2008; EBM-Ä Nr 31204 J: 2008;
EBM-Ä Nr 33072 J: 2008; EBM-Ä Nr 33075 J:
2008
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2. Instanz

Aktenzeichen -
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3. Instanz
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Â 

Die Revision der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts DÃ¼sseldorf vom 27.
Juni 2018 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt auch die Kosten des
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Revisionsverfahrens.

GrÃ¼nde:

I

1

Die Beteiligten streiten um die RechtmÃ¤Ã�igkeit einer sachlich-rechnerischen
Richtigstellung von Leistungen, die die KlÃ¤gerin im Quartal 1/2017 innerhalb von
drei Tagen, beginnend mit dem Operationstag, nach einer ambulanten Operation
erbrachte.

2

Die KlÃ¤gerin ist eine aus acht zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zugelassenen
FachÃ¤rzten fÃ¼r Angiologie, GefÃ¤Ã�chirurgie oder AnÃ¤sthesiologie bestehende
BerufsausÃ¼bungsgemeinschaft (BAG). Die beklagte KassenÃ¤rztliche Vereinigung
(KÃ�V) strich mit Honorarbescheid vom 18.7.2017 fÃ¼r das Quartal 1/2017 ua
GebÃ¼hrenordnungspositionen (GOP) des Einheitlichen BewertungsmaÃ�stabs
fÃ¼r vertragsÃ¤rztliche Leistungen (EBM-Ã�) fÃ¼r Ultraschalluntersuchungen und
ambulante Operationen (GOP 31202 EBM-Ã�: Eingriff am GefÃ¤Ã�system der
Kategorie K2; GOP 31204 EBM Eingriff am GefÃ¤Ã�system der Kategorie K4; GOP
33072 EBM-Ã�: Sonographische Untersuchung der extremitÃ¤tenver- und/oder
entsorgenden GefÃ¤Ã�e mittels Duplex-Verfahren; GOP 33075 EBM-Ã�: Zuschlag zu
den GOP 33070 bis 33074 fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung der Untersuchung als
farbcodierte Untersuchung; KÃ¼rzungsbetrag 12 355,66 Euro), soweit sie bei einem
Patienten innerhalb eines Zeitraums von drei Tagen nach einer ersten ambulanten
Operation, beginnend mit dem Operationstag, erfolgten. Den hiergegen gerichteten
Widerspruch wies die Beklagte zurÃ¼ck (Widerspruchsbescheid vom 6.11.2017).
Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, dass in einem Zeitraum von drei Tagen,
beginnend mit dem Operationstag, neben der ambulanten Operation nur die in Nr 8
der PrÃ¤ambel 31.2.1 des EBM-Ã� genannten Leistungen abgerechnet werden
kÃ¶nnen. Die gestrichenen GOP seien nicht bei den abrechnungsfÃ¤higen
Leistungen aufgefÃ¼hrt.

3

Das SG hat die Klage abgewiesen. Ein Operateur kÃ¶nne neben einer ambulanten
Operation in einem Zeitraum von drei Tagen, beginnend mit dem Operationstag, die
GOP 31202, 31204, 33072 und 33075 EBM-Ã� nicht abrechnen. Dies folge aus dem
Wortlaut des EBM-Ã�, der fÃ¼r die Auslegung vertragsÃ¤rztlicher
Vertragsbestimmungen in erster Linie maÃ�geblich sei. Raum fÃ¼r eine
systematische Interpretation sei nur dann, wenn der Wortlaut â�� anders als hier
â�� zweifelhaft sei (Urteil vom 27.6.2018).

4
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Die KlÃ¤gerin rÃ¼gt mit ihrer Sprungrevision die fehlerhafte Anwendung der Nr 8
der PrÃ¤ambel 31.2.1 des EBM-Ã�. Deren Wortlaut zeige, dass sich der
Positivkatalog der GOP des EBM-Ã� auf Leistungen beziehe, die im Zusammenhang
mit der ambulanten Operation stÃ¼nden (â��nebenâ��). Dies werde durch die
Nutzung des Singulars deutlich. Mit der in der PrÃ¤ambel gewÃ¤hlten Formulierung
werde dagegen gerade keine EinschrÃ¤nkung im Hinblick auf eine andere
ambulante Operation gemacht. Der Abrechnungsausschluss kÃ¶nne sich folglich nur
auf Leistungen beziehen, die im unmittelbaren Zusammenhang mit der
Ausgangsoperation stÃ¼nden, wie etwa eine notwendige Revisions-Operation. Die
Sperrfrist stehe jedoch der Abrechnung weiterer ambulanter Eingriffe an anderen
ExtremitÃ¤ten oder in anderen anatomischen Regionen nicht entgegen.
MaÃ�gebliches Unterscheidungskriterium sei der OPS-Code, der nach
unterschiedlichen Operationsbereichen differenziere. Anderenfalls hÃ¤tte es auch
keiner speziellen Regelung zu einem Simultaneingriff gemÃ¤Ã� Nr 3 der PrÃ¤ambel
2.1 zum Anhang 2 zum EBM-Ã� bedurft. Entsprechendes gelte fÃ¼r
Ultraschall-/Duplexuntersuchungen der GOP 33072 und 33075 EBM-Ã�. Diese
Leistungen seien medizinisch erforderlich. Viele Eingriffe am GefÃ¤Ã�system
kÃ¶nnten ohne DurchfÃ¼hrung eines intraoperativen Ultraschalls nicht lege artis
erbracht werden oder seien gar nicht mÃ¶glich. Dieser sei aber gerade nicht
Bestandteil der ambulanten Operationen des Kapitels 31.2 EBM-Ã�.

5

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des SG DÃ¼sseldorf vom 27. Juni 2018 aufzuheben, den Honorarbescheid
vom 18. Juli 2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 6. November
2017 zu Ã¤ndern und die Beklagte zu verurteilen, Ã¼ber den Honoraranspruch der
KlÃ¤gerin fÃ¼r das Quartal 1/2017 erneut zu entscheiden.

6

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

7

Das angefochtene Urteil sei zutreffend. Der Wortlaut der PrÃ¤ambel 31.2.1 des EBM-
Ã� bestimme klar und eindeutig, dass vom Operateur in dem Zeitraum von drei
Tagen, beginnend mit dem Operationstag, neben der ambulanten Operation nur die
ausdrÃ¼cklich benannten GOP berechnet werden kÃ¶nnen. HÃ¤tte der Normgeber
im Sinne der KlÃ¤gerin regeln wollen, dass sich der Positivkatalog nur auf
Leistungen beziehe, die im Zusammenhang mit einer (von mehreren
unterschiedlichen) ambulanten Operationen stehen, hÃ¤tte er den unbestimmten
Artikel verwenden kÃ¶nnen. Auch hÃ¤tte er â�� wie beim Simultaneingriff, Nr 3 der
PrÃ¤ambel 2.1 zum Anhang 2 zum EBM-Ã� â�� eine differenzierte Regelung unter
BerÃ¼cksichtigung von Diagnosen, OPS-Codes und Zugangswegen treffen
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kÃ¶nnen. Dies habe er nicht getan. Vielmehr gehe der Normgeber davon aus, dass
Operationen als Simultaneingriff durchgefÃ¼hrt und abgerechnet werden kÃ¶nnen,
soweit es angezeigt sei, mehrere Operationen gleichzeitig durchzufÃ¼hren.
Medizinische GrÃ¼nde, die gefÃ¤Ã�chirurgische Eingriffe im Tagesrhythmus
erforderlich machten, seien weder ersichtlich, noch von der KlÃ¤gerin vorgetragen.
Die sachlich-rechnerische Richtigstellung der Ultraschallleistungen am
Operationstag sei ebenfalls korrekt. Die Formulierung in der PrÃ¤ambel
â��beginnend mit dem Operationstag, neben der ambulanten Operationâ�� sei
weder auslegungsbedÃ¼rftig, noch -fÃ¤hig. â��Nebenâ�� der Operation bedeute
nicht â��nachâ�� der Operation. Nicht jede intraoperativ notwendige Leistung
mÃ¼sse im EBM-Ã� gesondert ausgewiesen sein. Der Bewertungsausschuss
(BewA), dem als Normgeber ein weiter Gestaltungsspielraum zukomme, habe sich
bei den Ultraschallleistungen dafÃ¼r entschieden, intraoperativ notwendige
Sonographien unmittelbar in der Kalkulation der operativen Leistung zu
berÃ¼cksichtigen.

II

8

Die Revision der klagenden BAG hat keinen Erfolg. Die sachlich-rechnerische
Richtigstellung, gegen die sich die KlÃ¤gerin wendet, ist nicht zu beanstanden. Das
hat das SG zutreffend gesehen.

9

A. Verfahrensrechtliche Hindernisse stehen einer Sachentscheidung des Senats
nicht entgegen. Insbesondere war es nicht erforderlich, die an der Vereinbarung des
EBM-Ã� Beteiligten beizuladen, da die inzidente Verwerfung einer fÃ¼r die
Honorierung vertragsÃ¤rztlicher Leistungen verbindlichen Regelung des
BewertungsmaÃ�stabs nicht unmittelbar in deren RechtssphÃ¤re eingreift (BSG
Urteil vom 3.8.2016 â�� B 6 KA 42/15 R â�� SozR 4-2500 Â§ 87 Nr 33 RdNr 13
mwNÂ¸ zur notwendigen Beiladung als von Amts wegen â�� und damit auch im
Rahmen einer Sprungrevision â�� zu berÃ¼cksichtigender Verfahrensmangel vgl
Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 12. Aufl 2017, Â§ 161
RdNr 10b, Â§ 163 RdNr 5b; B. Schmidt in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt,
aaO, Â§ 75 RdNr 13a). Zwar ist es im Regelfall sachgerecht, die am
Zustandekommen des BewertungsmaÃ�stabs beteiligten Organisationen in einem
Prozess, in dem die GÃ¼ltigkeit des BewertungsmaÃ�stabs unmittelbar
entscheidungserheblich ist, beizuladen, weil hierdurch deren rechtliche Interessen
berÃ¼hrt werden. Indessen handelt es sich dabei lediglich um eine sogenannte
einfache Beiladung. Eine fehlende einfache Beiladung kann weder vom
Revisionsgericht nachgeholt werden noch begrÃ¼ndet dies einen
sachentscheidungshindernden Verfahrensmangel (BSG Urteil vom 28.9.2005 â�� B
6 KA 71/04 R â�� BSGE 95, 141 = SozR 4-2500 Â§ 83 Nr 2, RdNr 14; BSG Urteil vom
11.5.2011 â�� B 6 KA 2/10 R â�� SozR 4-2500 Â§ 87 Nr 25 RdNr 11 mwN; BSG Urteil
vom 26.6.2019 â�� B 6 KA 8/18 R â�� SozR 4-2500 Â§ 87 Nr 36 RdNr 12). Eine
Beiladung des BewA anstelle der ihn tragenden Organisationen ist hingegen weder
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notwendig noch sachgerecht (BSG Urteil vom 17.2.2016 â�� B 6 KA 47/14 R â��
SozR 4-2500 Â§ 87 Nr 32 RdNr 15 mwN).

10

B. Die zulÃ¤ssige Sprungrevision der KlÃ¤gerin ist nicht begrÃ¼ndet (Â§ 170 Abs 1
Satz 2 SGG). Die Klage ist als Anfechtungs- und Verpflichtungsklage in der Form
einer Neubescheidungsklage (Â§ 54 Abs 1, Â§ 131 Abs 3 SGG) statthaft (vgl auch
BSG Urteil vom 29.6.2011 â�� B 6 KA 17/10 R â�� SozR 4-2500 Â§ 85 Nr 66 RdNr
26; BSG Urteil vom 26.6.2019 â�� B 6 KA 1/18 R â�� SozR 4-2500 Â§ 87b Nr 20
RdNr 11). Jedoch hat das SG zutreffend entschieden, dass die beklagte KÃ�V die
Ausschlussregelung in Nr 8 der PrÃ¤ambel 31.2.1 des EBM-Ã� richtig angewandt hat
(dazu 1.) und diese mit hÃ¶herrangigem Recht vereinbar ist (dazu 2.).

11

1. Rechtsgrundlage der sachlich-rechnerischen Richtigstellung, deren
RechtmÃ¤Ã�igkeit hier im Streit steht, ist Â§ 106d Abs 2 Satz 1 Halbsatz 1 SGB V
(idF des Gesetzes zur StÃ¤rkung der Versorgung in der gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV-VersorgungsstÃ¤rkungsgesetz- GKV-VSG) vom
16.7.2015, BGBl I 1211, mWv 1.1.2017; frÃ¼her Â§ 106a Abs 2 Satz 1 Halbsatz 1
SGB V). Danach stellt die KÃ�V die sachliche und rechnerische Richtigkeit der
Abrechnungen der an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung teilnehmenden Ã�rzte
und Einrichtungen fest. Die PrÃ¼fung auf sachlich-rechnerische Richtigkeit der
Abrechnungen des Vertragsarztes zielt auf die Feststellung, ob die Leistungen
rechtmÃ¤Ã�ig, also im Einklang mit den gesetzlichen, vertraglichen oder
satzungsrechtlichen Vorschriften des Vertragsarztrechts â�� mit Ausnahme des
Wirtschaftlichkeitsgebots â�� erbracht und abgerechnet worden sind (vgl BSG Urteil
vom 2.4.2014 â�� B 6 KA 20/13 R â�� SozR 4-2500 Â§ 117 Nr 6 RdNr 13 mwN; BSG
Urteil vom 24.10.2018 â�� B 6 KA 42/17 R â�� SozR 4-2500 Â§ 106a Nr 19 RdNr 10
mwN, zur VerÃ¶ffentlichung auch in BSGE vorgesehen). Eine sachlich-rechnerische
Richtigstellung ist insbesondere dann angezeigt, wenn die abgerechneten
Leistungen nicht die Vorgaben des EBM-Ã� erfÃ¼llen (BSG Urteil vom 16.5.2018
â�� B 6 KA 16/17 R â�� SozR 4-5531 Nr 33076 Nr 1 RdNr 18 mwN; BSG Urteil vom
11.9.2019 â�� B 6 KA 22/18 R â�� RdNr 11, zur VerÃ¶ffentlichung in SozR 4-5531 Nr
01210 Nr 1 vorgesehen).

12

Die Beklagte hat die Honorarabrechnung der KlÃ¤gerin zu Recht um die streitigen
Leistungen nach GOP 31202, 31204, 33072 und 33075 EBM-Ã� berichtigt. Nach
dem maÃ�geblichen Wortlaut (dazu a) des EBM-Ã� sind ua diese GOP neben einer
ambulanten Operation in einem Zeitraum von drei Tagen, beginnend mit dem
Operationstag, nicht abrechnungsfÃ¤hig (dazu b). Nr 8 der PrÃ¤ambel 31.2.1 greift,
ohne dass es darauf ankÃ¤me, ob die weiteren Leistungen ein anderes
Operationsgebiet betreffen. Der Wortlaut des EBM-Ã� ist insofern weder unklar oder
mehrdeutig (dazu c), noch rechtfertigt ein RÃ¼ckgriff auf dessen Systematik ein
anderes Ergebnis (dazu e). Soweit das SG keine Feststellungen dazu getroffen hat,

                             5 / 13

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2047/14%20R
https://dejure.org/gesetze/SGG/170.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/170.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/131.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2017/10%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%201/18%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/106d.html
https://dejure.org/BGBl/BGBl%20I%202015,%201211
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/106a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/106a.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2020/13%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2042/17%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2016/17%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2022/18%20R


 

welcher der zur BAG gehÃ¶renden FachÃ¤rzte die erste ambulante Operation bzw
die weiteren (operativen oder sonographischen) Leistungen erbracht hat, ist dies
unschÃ¤dlich. â��Operateurâ�� im Sinne der Nr 8 der PrÃ¤ambel 31.2.1 des EBM-
Ã� ist die BAG, nicht der einzelne Facharzt (dazu f). FÃ¼r intraoperativ
durchgefÃ¼hrte Ultraschall-/Duplexuntersuchungen (GOP 33072 und 33075) folgt
der Ausschluss zudem bereits aus Nr 5 der PrÃ¤ambel 31.2.1 des EBM-Ã� (dazu d).

13

a) FÃ¼r die Auslegung vertragsÃ¤rztlicher VergÃ¼tungsbestimmungen ist nach
stÃ¤ndiger Rechtsprechung des Senats in erster Linie der Wortlaut der Regelungen
maÃ�geblich. Dies grÃ¼ndet sich zum einen darauf, dass das vertragliche
Regelwerk dem Ausgleich der unterschiedlichen Interessen von Ã�rzten und
Krankenkassen dient und es vorrangig Aufgabe des Normgebers des EBM-Ã� â��
des BewA gemÃ¤Ã� Â§ 87 Abs 1 SGB V â�� ist, Unklarheiten zu beseitigen. Zum
anderen folgt die primÃ¤re Bindung an den Wortlaut aus dem Gesamtkonzept des
EBM-Ã� als einer abschlieÃ�enden Regelung, die keine ErgÃ¤nzung oder
LÃ¼ckenfÃ¼llung durch RÃ¼ckgriff auf andere Leistungsverzeichnisse bzw
GebÃ¼hrenordnungen oder durch analoge Anwendung zulÃ¤sst. Raum fÃ¼r eine
systematische Interpretation im Sinne einer Gesamtschau der in innerem
Zusammenhang stehenden vergleichbaren oder Ã¤hnlichen LeistungstatbestÃ¤nde
ist nur dann, wenn der Wortlaut eines Leistungstatbestandes zweifelhaft ist und es
einer Klarstellung bedarf (BSG Urteil vom 16.5.2001 â�� B 6 KA 20/00 R â�� BSGE
88, 126, 127 = SozR 3-2500 Â§ 87 Nr 29 S 146; BSG Urteil vom 11.12.2013 â�� B 6
KA 14/13 R â�� SozR 4-2500 Â§ 87 Nr 28 RdNr 11 mwN; BSG Urteil vom 16.5.2018
â�� B 6 KA 16/17 R â�� SozR 4-5531 Nr 33076 Nr 1 RdNr 19; BSG Urteil vom
15.5.2019 â�� B 6 KA 63/17 R â�� juris RdNr 26; zuletzt BSG Urteil vom 11.9.2019
â�� B 6 KA 22/18 R â�� juris RdNr 13, beide zur VerÃ¶ffentlichung in SozR 4
vorgesehen). Eine entstehungsgeschichtliche Auslegung kommt bei unklaren oder
mehrdeutigen Regelungen ebenfalls in Betracht, kann allerdings nur anhand von
Dokumenten erfolgen, in denen die Urheber der Bestimmungen diese in der Zeit
ihrer Entstehung selbst erlÃ¤utert haben. Leistungsbeschreibungen dÃ¼rfen weder
ausdehnend ausgelegt noch analog angewendet werden (stRspr, vgl BSG Urteil vom
16.5.2018 â�� B 6 KA 16/17 R â�� SozR 4-5531 Nr 33076 Nr 1 RdNr 19; BSG Urteil
vom 13.2.2019 â�� B 6 KA 56/17 R â�� SozR 4-5531 Nr 30790 Nr 1 RdNr 27, jeweils
mwN). Diese GrundsÃ¤tze gelten auch fÃ¼r die den VergÃ¼tungsbestimmungen
vorangestellten Allgemeinen Bestimmungen (BSG Urteil vom 4.5.2016 â�� B 6 KA
16/15 R â�� SozR 4-5532 Allg Nr 2 RdNr 23 mwN; BSG Urteil vom 16.5.2018 â�� B 6
KA 16/17 R â�� SozR 4-5531 Nr 33076 Nr 1 RdNr 19; BSG Urteil vom 11.9.2019 â�� 
B 6 KA 22/18 R â�� RdNr 13, zur VerÃ¶ffentlichung in SozR 4 vorgesehen). Die
Anmerkung zu einer Position des EBM-Ã� hat dabei denselben Rang wie die
Leistungslegende (vgl BSG Urteil vom 16.12.2015 â�� B 6 KA 39/15 R â�� SozR
4-5531 Nr 40100 Nr 1 RdNr 25 mwN).

14

b) Nach Nr 8 der PrÃ¤ambel 31.2.1 des EBM-Ã� (ambulante Operationen) kÃ¶nnen
in einem Zeitraum von drei Tagen, beginnend mit dem Operationstag, vom
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Operateur neben der ambulanten Operation nur bestimmte, konkret benannte GOP
â�� die hier von den Berichtigungsbescheiden nicht erfasst werden â�� berechnet
werden. GOP fÃ¼r ambulante Operationen nach Abschnitt 31.1 sowie fÃ¼r
Ultraschalldiagnostik nach Abschnitt 33, unter die die von der Beklagten
gestrichenen GOP fallen, werden ausdrÃ¼cklich nicht genannt und sind daher
grundsÃ¤tzlich von dem Ausschluss erfasst. Speziellere AbrechnungsausschlÃ¼sse
(vgl bei kleinchirurgischen Eingriffen etwa die Anmerkung zu GOP 02300 bis 02302:
Die in der PrÃ¤ambel 31.2.1 Nr 8 benannten EinschrÃ¤nkungen entfallen bei
Eingriffen, die nicht im Katalog zum Vertrag nach Â§ 115b SGB V genannt sind; es
gelten die AbrechnungsausschlÃ¼sse der GOP 02300 bis 02302 entsprechend) sind
nicht einschlÃ¤gig. Die Anmerkungen zu den GOP 31202 und 31204 enthalten
lediglich Regelungen fÃ¼r die postoperative Ã�berwachung (Abrechenbarkeit der
GOP 31503 bzw 31505) und postoperative Behandlung (Abrechenbarkeit der GOP
31632 oder 31633 bzw 31634 oder 31635).

15

Auch besondere RÃ¼ckausnahmen greifen nicht. So trifft die PrÃ¤ambel 2.1 zum
Anhang 2 zum EBM-Ã� (Zuordnung der operativen Prozeduren nach Â§ 295 SGB V
(OPS) zu den Leistungen der Kapitel 31 und 36) Sonderregelungen fÃ¼r den Fall,
dass mehrere operative Prozeduren erfolgen: Werden mehrere operative
Prozeduren unter einer Diagnose und/oder Ã¼ber einen gemeinsamen operativen
Zugangsweg durchgefÃ¼hrt, kann nur der am hÃ¶chsten bewertete Eingriff
berechnet werden (Nr 2 der PrÃ¤ambel 2.1). Abweichend hiervon kann bei
Simultaneingriffen (zusÃ¤tzliche, vom Haupteingriff unterschiedliche Diagnose und
gesonderter operativer Zugangsweg) die durch das OP- und/oder das
Narkoseprotokoll nachgewiesene Ã�berschreitung der Schnitt-Naht-Zeit des
Haupteingriffes durch die zusÃ¤tzliche Berechnung der entsprechenden
Zuschlagspositionen berechnet werden (Nr 3 der PrÃ¤ambel 2.1 zum Anhang 2; vgl
insoweit auch GOP 31208: Zuschlag zu den GOP 31201 bis 31206 bei
Simultaneingriffen und zu der GOP 31207). Diese Regelung betrifft nur gleichzeitig,
in einer einzigen Operation durchgefÃ¼hrte Eingriffe, wie sich schon aus dem
Wortlaut der Nr 2 und 3 der PrÃ¤ambel 2.1 zum Anhang 2 (â��gemeinsamer
Zugangswegâ��, â��Simultaneingriffâ��) ergibt (vgl auch KÃ¶hler/Hess, KÃ¶lner
Kommentar zum EBM, Band 2, Stand 1.1.2019, D2 AnhÃ¤nge, S 56 zu Nr 2). Sie gilt
auch dann, wenn unterschiedliche operative Eingriffe gleichzeitig durch zwei
Operateure einer BAG bzw eines medizinischen Versorgungszentrums (MVZ)
erfolgen (vgl Nr 13 der PrÃ¤ambel 2.1 zum Anhang 2).

16

Abweichend von Nr 8 der PrÃ¤ambel 31.2 sind Revisionen und Zweiteingriffe wegen
Wundinfektionen und postoperativen Komplikationen (vgl Nr 5 Satz 1 der
PrÃ¤ambel 2.1 zum Anhang 2 zum EBM-Ã�) sowie eine erforderliche Zweitoperation
bei einer Tumorerkrankung (Erweiterung des Eingriffs, Nachresektion)
berechnungsfÃ¤hig (Nr 5 Satz 2 der PrÃ¤ambel 2.1 zum Anhang 2 zum EBM-Ã�).
FÃ¼r geburtshilfliche Eingriffe trifft zudem Nr 6 der PrÃ¤ambel 2.1 eine
Sonderregelung: Die GOP zu den OP-Codes 5-757, 5-758.1, 5-758.5 bis 5-758.8
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kÃ¶nnen am Operationstag neben den GOP des Abschnitts 8.4 (Geburtshilfe) sowie
neben der GOP 08231 (Zuschlag zur Grundpauschale im Rahmen der Geburtshilfe)
abgerechnet werden (vgl hierzu KÃ¶hler/Hess, KÃ¶lner Kommentar zum EBM, Band
2, Stand 1.1.2019, Kapitel 31, S 17 und D2 AnhÃ¤nge, S 58 zu Nr 5 und 6). Keiner
dieser FÃ¤lle liegt hier vor.

17

c) Dem Wortlaut der Nr 8 der PrÃ¤ambel 31.2 kann â�� anders als die KlÃ¤gerin
meint â�� ein Ausschluss lediglich solcher Leistungen, die einen unmittelbaren
Bezug zur Ausgangsoperation haben, nicht entnommen werden. Die KlÃ¤gerin ist
im Ausgangspunkt zutreffend der Auffassung, dass Nr 8 der PrÃ¤ambel 31.1.2
zunÃ¤chst von einer ambulanten Operation ausgeht, wie sich aus dem bestimmten
Artikel ergibt (â��neben der ambulanten Operationâ��). Unzutreffend ist jedoch der
Schluss, dass sich der Abrechnungsausschluss daher nur auf Leistungen bezieht, die
im unmittelbaren Zusammenhang mit dieser Operation stehen. HierfÃ¼r gibt der
Wortlaut der Vorschrift nichts her. Die erste Operation ist lediglich Ausgangspunkt
des zeitlichen Rahmens, in dem nur die aufgezÃ¤hlten GOP abgerechnet werden
kÃ¶nnen. Etwas anderes kann auch nicht der Formulierung â��neben der
ambulanten Operationâ�� entnommen werden. Die Wendungen â��nebenâ�� oder
â��nebeneinanderâ�� werden im EBM-Ã� regelmÃ¤Ã�ig im Sinne eines
Ausschlusses der BerechnungsfÃ¤higkeit verschiedener Positionen der
GebÃ¼hrenordnung gebraucht (BSG Urteil vom 26.1.2000 â�� B 6 KA 13/99 R â��
SozR 3-5533 Nr 100 Nr 1 = juris RdNr 22; BSG Urteil vom 12.12.2001 â�� B 6 KA
88/00 R â�� SozR 3-5533 Nr 443 Nr 1 = juris RdNr 21). Sie sind rein
abrechnungstechnisch zu verstehen und treffen keine Aussage zur zeitlichen
Abfolge der Leistungen oder zu deren sachlichem Zusammenhang. Die
ausgeschlossene Leistung muss nicht â��nebenâ�� der ambulanten Operation
erbracht worden sein. Nr 8 der PrÃ¤ambel 31.2.1 differenziert auch nicht danach,
an welchem KÃ¶rperteil die Leistungen erbracht werden oder ob sie im
Zusammenhang mit der Ausgangsoperation stehen, sondern schlieÃ�t kategorisch
alle Leistungen aus, die dort nicht aufgezÃ¤hlt sind (vgl SG MÃ¼nchen Urteil vom
8.11.2013 â�� S 49 KA 405/10 â�� juris RdNr 2).

18

d) Soweit die von der Beklagten gestrichenen Leistungen der GOP 33072 und 33075
intraoperativ oder am Tag der ersten ambulanten Operation stattfanden, schlieÃ�t
zudem bereits Nr 5 der PrÃ¤ambel 31.2.1 des EBM-Ã� deren Abrechenbarkeit aus.
Danach umfassen die GOP des Abschnittes 31.2 ua sÃ¤mtliche durch den Operateur
erbrachten Ã¤rztlichen Leistungen und Untersuchungen am Operationstag. Schon
hieraus ergibt sich zwingend, dass eine wÃ¤hrend der Operation (â��am
Operationstagâ��) durchgefÃ¼hrte sonographische Untersuchung nicht gesondert
in Rechnung gestellt werden kann. Die GOP 33072 und 33075 fÃ¼r sonographische
Leistungen sind im Ã�brigen nach den einschlÃ¤gigen Anmerkungen am
Behandlungstag nicht neben den die postoperative Behandlung betreffenden GOP
31630 bis 31637, 31682 bis 31689 und 31695 bis 31702 berechnungsfÃ¤hig. Die
GOP 33072 ist zudem im Zeitraum von 21 Tagen nach Erbringung einer Leistung
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des Abschnitts 31.2 nicht neben den GOP 31630 bis 31637 berechnungsfÃ¤hig.

19

Auf die von der KlÃ¤gerin in den Vordergrund gestellte Frage, ob der abgerechnete
Eingriff am GefÃ¤Ã�system ohne DurchfÃ¼hrung eines intraoperativen Ultraschalls
nicht oder nicht nach den Regeln der Ã¤rztlichen Kunst erbracht werden kann,
kommt es dagegen nicht an. Die am Operationstag erbrachten Leistungen sind,
einschlieÃ�lich sonographischer Leistungen, von den GOP der ambulanten
Operation mitumfasst und kÃ¶nnen nicht gesondert berechnet werden, es sei denn,
sie werden in Nr 8 der PrÃ¤ambel 31.2.1 gelistet, was hier nicht der Fall ist (vgl
hierzu oben RdNr 14; vgl auch KÃ¶hler/Hess, KÃ¶lner Kommentar zum EBM, Band 2,
Stand 1.1.2019, Kapitel 31, S 14, 17; Nr 8 ist insofern eine RÃ¼ckausnahme zu Nr 5
der PrÃ¤ambel). Soweit die dort vereinbarten Punktwerte den typischen Aufwand
fÃ¼r die ambulante Operation einschlieÃ�lich notwendiger Ultraschallleistungen
nicht sachgerecht wiedergeben, ist es Sache des paritÃ¤tisch mit Vertretern der
Ã�rzte und Krankenkassen besetzten BewA (Â§ 87 Abs 3 SGB V) die
VergÃ¼tungsvorschriften entsprechend weiterzuentwickeln und fÃ¼r die Zukunft
zu korrigieren (vgl auch BSG Urteil vom 28.6.2017 â�� B 6 KA 29/17 R â�� SozR
4-2500 Â§ 85 Nr 88 RdNr 46).

20

e) Die Systematik der VergÃ¼tungsvorschriften bestÃ¤tigt die Wortlautauslegung.
Dass der Normgeber des EBM-Ã� AbrechnungsausschlÃ¼sse nicht nur fÃ¼r
nachfolgende ambulante Operationen mit einem Bezug zur Ausgangsoperation
regeln wollte, folgt bereits daraus, dass er gerade fÃ¼r die wichtigsten
AnwendungsfÃ¤lle dieser Konstellation â�� Revisionen und Zweiteingriffe wegen
Wundinfektionen und postoperativen Komplikationen sowie erforderliche
Zweitoperationen bei einer Tumorerkrankung â�� Ausnahmen postuliert (vgl Nr 5
Satz 1 und 2 der PrÃ¤ambel 2.1 zum Anhang 2 zum EBM-Ã�). Zudem sieht er
ausdrÃ¼cklich Regelungen zu Operationen an verschiedenen Organen oder
KÃ¶rperregionen vor und zwar dergestalt, dass diese innerhalb des Drei-Tages-
Zeitraums nur im Rahmen eines Simultaneingriffs als Zuschlag zur
(Haupt-)Operation abrechnungsfÃ¤hig sind. Denn die von Nr 3 der PrÃ¤ambel 2.1
zum Anhang 2 des EBM-Ã� verlangte â��zusÃ¤tzliche, vom Haupteingriff
unterschiedliche Diagnoseâ�� liegt regelmÃ¤Ã�ig schon bei seiten- oder
etagendifferenter Lokalisation vor (KÃ¶hler/Hess, KÃ¶lner Kommentar zum EBM,
Band 2, Stand 1.1.2019, D2 AnhÃ¤nge, S 56 zu Nr 3 und S 60 zu Nr 13;
Wezel/Liebold, Kommentar zu EBM-Ã� und GOÃ�, Stand 1.1.2018, Teil 9, S 31-15;
vgl auch zur Anwendung der Nr 3 bei beidseitigen Eingriffen an paarigen Organen
oder KÃ¶rperteilen: Nr 16 der PrÃ¤ambel 2.1 zum Anhang 2 des EBM-Ã�).

21

BezÃ¼glich des Ausschlusses von Leistungen der Ultraschalldiagnostik bei
ambulanten Operationen in Nr 8 der PrÃ¤ambel 31.2.1 zeigt ein Vergleich mit den
VergÃ¼tungsregelungen bei belegÃ¤rztlichen Leistungen (Â§ 121 SGB V), dass der
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Normgeber diese nicht etwa Ã¼bersehen, sondern bewusst von der Abrechnung
innerhalb von drei Tagen ausgeschlossen hat. So sieht Nr 4 der PrÃ¤ambel 36.2.1
(BelegÃ¤rztliche Operationen), anders als Nr 8 der PrÃ¤ambel 31.2.1,
ausdrÃ¼cklich vor, dass sonographische Leistungen nach dem Kapitel 33
berechnungsfÃ¤hig sind. Dies erschlieÃ�t sich vor dem Hintergrund, dass zwar die
Leistungsdefinitionen des Abschnitts 36.2 fÃ¼r belegÃ¤rztliche Operationen in ihrer
Definition ihrer jeweils korrespondierenden GOP aus dem Abschnitt 31.2
entsprechen (vgl etwa die Leistungsdefinitionen in GOP 31202/36202 und GOP
31204/36204). In die Bewertung der Leistungen des Abschnitts 36.2 wurde jedoch
lediglich der Ã¤rztliche Leistungsanteil (AL-Anteil) der jeweils korrespondierenden
GOP aus dem Abschnitt 31.2 in identischer HÃ¶he Ã¼bernommen â�� vermindert
um den AL-Anteil fÃ¼r den ersten postoperativen Arzt-Patienten-Kontakt
(stattdessen ist die GOP 01414 (belegÃ¤rztliche Visite) neben der GOP des
Abschnitts 36.2 abrechenbar). Anstelle des technischen Leistungsanteils (TL) der
Leistungsbewertung der Leistungen des Abschnitts 31.2 tritt bei den
belegÃ¤rztlichen Leistungen eine anders bemessene Strukturkomponente, die ua
die Vorhaltung bestimmter technischer Leistungsanteile durch den TrÃ¤ger des
Belegkrankenhauses berÃ¼cksichtigt (vgl Wezel/Liebold, Kommentar zu EBM-Ã�
und GOÃ�, Stand 1.1.2018, Teil 9, S 36 -5 f; zu den unterschiedlichen Punktwerten
bei ambulanten und belegÃ¤rztlichen Operationen vgl etwa im Quartal 1/2017 die
Bewertung der GOP 36202, 36204 mit 1001 Punkten bzw 2242 Punkten
gegenÃ¼ber der Bewertung der GOP 31202, 31204 mit 1788 Punkten bzw 3001
Punkten).

22

Soweit die KlÃ¤gerin auf die Entscheidung des LSG Rheinland-Pfalz vom 24.5.2018
â�� L 5 KA 36/17 â�� verweist, betrifft diese den Abrechnungsausschluss in dem
Zeitraum vom 1. bis zum 21. postoperativen Tag nach einer ambulanten Operation
nach Nr 2 der PrÃ¤ambel 31.4.1 (Postoperative Behandlungskomplexe). In diesem
Zeitraum kann nur einmalig eine GOP des Abschnittes 31.4 abgerechnet werden
oder eine Ã�berweisung zur Weiterbehandlung durch einen anderen Vertragsarzt
erfolgen. Der Senat muss nicht entscheiden, ob die Auffassung des LSG, der
Abrechnungsausschluss gelte dann nicht, wenn in diesem Zeitraum eine weitere
ambulante Operation durchgefÃ¼hrt wird, zutrifft. RÃ¼ckschlÃ¼sse fÃ¼r die
Auslegung der Nr 8 der PrÃ¤ambel 31.2.1, die einen ganz anderen
Regelungshintergrund hat, lassen sich hieraus jedenfalls nicht ziehen.

23

f) Ohne Belang fÃ¼r den Abrechnungsausschluss ist, ob die gestrichenen weiteren
ambulanten Operationen im Dreitageszeitraum jeweils von dem gleichen
(Vertrags-)Arzt erbracht wurden, der bereits die erste ambulante Operation
durchgefÃ¼hrt hat. Das LSG hat hierzu keine Feststellungen getroffen. Operateur
im Sinne der Nr 8 der PrÃ¤ambel 31.2.1 des EBM-Ã� ist jedoch nicht die konkret
handelnde natÃ¼rliche Person, sondern die abrechnende Einheit, hier somit die
klÃ¤gerische BAG.
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24

Die Frage, ob mit dem Operateur der die Operation durchfÃ¼hrende Arzt als
natÃ¼rliche Person oder die abrechnende BAG (bzw das abrechnende MVZ)
gemeint ist, kann allerdings nicht allein anhand des Wortlauts der Nr 8 der
PrÃ¤ambel 31.2.1 entschieden werden. Dieser ist mit dem Begriff â��Operateurâ��
nicht eindeutig. Jedoch ergibt sich dies aus einer Zusammenschau der Nr 8 der
PrÃ¤ambel 31.2.1 mit den Allgemeinen Bestimmungen zum EBM-Ã�. Nach Nr 5.3
Satz 1 und 2 der Allgemeinen Bestimmungen beziehen sich die
â��NebeneinanderberechnungsausschlÃ¼sseâ�� der GOP des Abschnitts 31.2
neben den GOP des Abschnitts 31.5.3 (AnÃ¤sthesien im Zusammenhang mit der
Erbringung von Leistungen des Abschnittes 31.2) nur auf die Erbringung der
operativen Leistungen und der AnÃ¤sthesie durch denselben an der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung teilnehmenden Arzt (vgl insofern auch Anmerkung
Nr 1 zu Abschnitt 31.5.3). Bei Erbringung der GOP durch VertragsÃ¤rzte
verschiedener Fachgruppen findet dieser Ausschluss, auch in
(Teil-)BerufsausÃ¼bungsgemeinschaften, Arztpraxen mit angestellten Ã�rzten und
MVZ von AnÃ¤sthesiologen mit operativ tÃ¤tigen VertragsÃ¤rzten, keine
Anwendung. Im Umkehrschluss folgt hieraus, dass es in allen anderen FÃ¤llen bei
dem Ausschluss im Dreitageszeitraum verbleibt und dieser auch dann gilt, wenn die
zweite ambulante Operation von einem anderen (Vertrags-)Arzt der gleichen
Fachgruppe innerhalb einer BAG oder eines MVZ erbracht wird. Der Begriff
Operateur in Nr 8 der PrÃ¤ambel 31.2.1 kann sich daher nur auf die abrechnende
Stelle beziehen (vgl Bayerisches LSG Urteil vom 8.7.2015 â�� L 12 KA 9/14 â�� juris
RdNr 39; SG MÃ¼nchen Urteil vom 8.11.2013 â�� S 49 KA 405/10 â�� juris RdNr 2;
vgl auch Nr 1 der PrÃ¤ambel 31.5.1, der in Bezug auf die Leistungen entsprechend
den GOP des Abschnittes 31.5.2 von â��dem die GOP des Abschnittes 31.2
abrechnenden Operateurâ�� spricht). UnschÃ¤dlich ist, dass mit dem Begriff
Operateur an anderer Stelle â�� wenn es nicht um die Abrechnung, sondern die
eigentliche OperationstÃ¤tigkeit geht â�� der behandelnde Arzt bezeichnet wird
(vgl etwa Nr 13 der PrÃ¤ambel 2.1 zum Anhang 2 zum Simultaneingriff durch zwei
Operateure einer BAG).

25

Diese Auslegung wird im Ã�brigen bestÃ¤tigt durch die weitere Entwicklung des
EBM-Ã�. Nr 8 der PrÃ¤ambel 31.2.1 (und ebenso Nr 4 der PrÃ¤ambel 36.2.1 fÃ¼r
belegÃ¤rztliche Leistungen) idF des Beschlusses des BewA vom 11.12.2019 (455.
Sitzung) zur Neufassung des EBM sieht mWv 1.4.2020 anstelle der Formulierung
â��Operateurâ�� nunmehr die Formulierung â��die Praxis (des Operateurs)â�� vor,
da sich die Regelung auf die Praxis beziehe, in der die Operation durchgefÃ¼hrt
wird, und nicht auf die Person des Operateurs (vgl Entscheidungserhebliche
GrÃ¼nde TEIL A und TEIL E zum Beschluss des BewA vom 11.12.2019, S 21,
abrufbar unter www.institut-ba.de/ba/beschluesse).

26

2. Die Ausschlussregelung verstÃ¶Ã�t nicht gegen hÃ¶herrangiges Recht. Die
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gerichtliche Ã�berprÃ¼fung der auf der Grundlage des Â§ 87 SGB V vom BewA
vereinbarten einheitlichen BewertungsmaÃ�stÃ¤be ist im Wesentlichen darauf
beschrÃ¤nkt, ob der Ausschuss den ihm zustehenden Entscheidungsspielraum
Ã¼berschritten oder seine Bewertungskompetenz missbrÃ¤uchlich ausgenutzt hat
(BSG Urteil vom 19.8.1992 â�� 6 RKa 18/91 â�� SozR 3-2500 Â§ 87 Nr 5 S 23; BSG
Urteil vom 9.12.2004 â�� B 6 KA 44/03 R â�� BSGE 94, 50 = SozR 4-2500 Â§ 72 Nr
2, RdNr 86 mwN; BSG Urteil vom 3.4.2019 â�� B 6 KA 67/17 R â�� SozR 4-2500 Â§
75 Nr 21 RdNr 21 mwN). HierfÃ¼r ist nichts ersichtlich, insbesondere ist der Eingriff
in die BerufsausÃ¼bungsfreiheit des Arztes gerechtfertigt (dazu a). SchlieÃ�lich
fÃ¼hrt der Abrechnungsausschluss auch nicht dazu, dass erbrachte Leistungen
nicht angemessen vergÃ¼tet wÃ¼rden (dazu b). Gesichtspunkte des
Vertrauensschutzes greifen nicht (dazu c).

27

a) Soweit die Ã�rzte der KlÃ¤gerin durch die in Nr 8 der PrÃ¤ambel 31.2.1 EBM-Ã�
geregelte â��Sperrfristâ�� indirekt gehindert werden, ambulante Operationen an
unmittelbar aufeinander folgenden Tagen oder nur mit einem Tag Unterbrechung
auszufÃ¼hren, beschrÃ¤nkt sie das zwar in ihrer grundrechtlich Ã¼ber Art 12 Abs 1
GG geschÃ¼tzten Berufsfreiheit, stellt aber lediglich eine
BerufsausÃ¼bungsregelung dar. Wegen der hier gegebenen geringen Eingriffstiefe
zu Lasten der Ã�rzte reichen sachlich nachvollziehbare ErwÃ¤gungen der
Normgeber im Hinblick auf deren Gestaltungsfreiheit aus (zum PrÃ¼fmaÃ�stab vgl
BVerfG Beschluss vom 16.7.2004 â�� 1 BvR 1127/01 â�� SozR 4-2500 Â§ 135 Nr 2
RdNr 21 ff; BSG Urteil vom 12.2.2020 â�� B 6 KA 25/18 R â�� juris RdNr 33 f mwN,
zur VerÃ¶ffentlichung in BSGE und SozR 4 vorgesehen; vgl auch BVerfG Beschluss
vom 22.10.2004 â�� 1 BvR 528/04 ua â�� SozR 4-2500 Â§ 87 Nr 6 RdNr 13 speziell
zu den Leistungsbeschreibungen des EBM).

28

Die Ausschlussregelung zielt in Verbindung mit dem Zuschlag fÃ¼r
Simultanoperationen darauf, dass entweder mehrere ambulante Operationen (etwa
an beiden Beinen im Hinblick auf Krampfadern) gleichzeitig vorgenommen werden
oder â�� wenn das medizinisch nicht mÃ¶glich oder vom Patienten nicht gewollt ist
â�� der Patient zwischen den Eingriffen zumindest zwei Tage der Erholung hat. Das
ist sinnvoll und schrÃ¤nkt die BerufsausÃ¼bungsfreiheit des Arztes nur minimal ein.
Der Arzt kennt die Abrechnungsvorgaben des EBM-Ã� und kann seine
Therapieplanung hinsichtlich der ambulanten Operation darauf einstellen. Die
RechtmÃ¤Ã�igkeit der Ausschlussregelung hÃ¤ngt dagegen nicht davon ab, dass
das Intervall von drei Tagen medizinisch zwingend ist. Dies gilt umso mehr, als die
â��Sperrfristâ�� einen Anreiz setzt, soweit mÃ¶glich mehrere Eingriffe als
Simultanoperation durchzufÃ¼hren und so dem Wirtschaftlichkeitsgebot (Â§ 12 Abs
1 Satz 1 SGB V) zu genÃ¼gen. Der dem BewA in Â§ 87 Abs 2 SGB V Ã¼bertragene
Gestaltungsauftrag erschÃ¶pft sich nicht in der Aufstellung eines reinen Leistungs-
und Bewertungskataloges unter medizinischen, betriebswirtschaftlichen oder
sonstigen Gesichtspunkten, sondern schlieÃ�t die Befugnis ein, Ã¼ber die
Beschreibung und Bewertung der (zahn-)Ã¤rztlichen Verrichtungen das
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Leistungsverhalten der (Zahn-)Ã�rzte steuernd zu beeinflussen (vgl BSG Urteil vom
16.5.2001 â�� B 6 KA 20/00 R â�� BSGE 88, 126, 129 = SozR 3-2500 Â§ 87 Nr 29 S
147 f mwN; BSG Urteil vom 28.5.2008 â�� B 6 KA 9/07 R â�� BSGE 100, 254 = SozR
4-2500 Â§ 85 Nr 42, RdNr 19; BSG Urteil vom 11.10.2017 â�� B 6 KA 37/17 R â�� 
BSGE 124, 218 = SozR 4-2500 Â§ 87 Nr 35, RdNr 37).

29

b) Rechtliche Bedenken gegen die Wirksamkeit des hier eingreifenden
Abrechnungsausschlusses nach Nr 8 der PrÃ¤ambel 31.2.1 bestehen auch im
Ã�brigen nicht. Der Abrechnungsausschluss in Nr 8 der PrÃ¤ambel 31.2.1 fÃ¼hrt
insbesondere nicht dazu, dass erbrachte Leistungen nicht angemessen vergÃ¼tet
wÃ¼rden. Eine GefÃ¤hrdung der FunktionsfÃ¤higkeit der Versorgung mangels
ausreichenden Anreizes, vertragsÃ¤rztlich tÃ¤tig zu werden (vgl hierzu BSG Urteil
vom 16.12.2015 â�� B 6 KA 39/15 R â�� SozR 4-5531 Nr 40100 Nr 1 RdNr 39 mwN),
ist nicht erkennbar.

30

c) Auf Vertrauensschutz kann sich die KlÃ¤gerin nicht berufen. Selbst eine vor dem
streitbefangenen Quartal Ã¼ber einen lÃ¤ngeren Zeitraum hinweg praktizierte
abweichende Honorierung der Leistungen durch die Beklagte wÃ¤re nicht geeignet,
zugunsten der KlÃ¤gerin einen Vertrauensschutz zu begrÃ¼nden (vgl BSG Urteil
vom 16.5.2018 â�� B 6 KA 16/17 R â�� SozR 4-5531 Nr 33076 Nr 1 RdNr 28 mwN).
Vorliegend rÃ¤umt die KlÃ¤gerin selbst ein, dass sie die bereits in der
Vergangenheit automatisch vorgenommenen KÃ¼rzungen aufgrund des
sogenannten Regelwerkprotokolls lediglich nicht wahrgenommen habe. Weshalb die
KlÃ¤gerin die KÃ¼rzung â��nur durch Zufallâ�� entdeckt haben will (Seite 6 der
RevisionsbegrÃ¼ndung) ist nicht nachvollziehbar, da die vorgenommenen
KÃ¼rzungen einschlieÃ�lich BegrÃ¼ndung (â��nicht im B3T neben â��) in der
Anlage zum Honorarbescheid im Einzelnen aufgefÃ¼hrt sind. Anlass fÃ¼r eine
Beratung durch die beklagte KÃ�V ohne konkrete Nachfrage der KlÃ¤gerin bestand
daher nicht.

31

C. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs 1 Satz 1 Teilsatz 3 SGG iVm Â§
154 Abs 2 VwGO. Danach hat die KlÃ¤gerin die Kosten des von ihr ohne Erfolg
eingelegten Rechtsmittels zu tragen.

Erstellt am: 29.01.2021

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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